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Info-Abend „Bildung und Schule im Fokus“: Plädoyer für längeres gemeinsames Lernen 

 

Sicherung wohnortnaher Grundschulversorgung in Ansbach durch altersgemischte Klassen 

 

Referent Heinz Kreiselmeyer fordert einen „Ruck“ auch in der kommunalen Bildungspolitik 

 
„Das bayerische Schulsystem ist bankrott“, konstatierte der Ansbacher Schulamtsdirektor a.D Heinz 

Kreiselmeyer im Rahmen der Informationsveranstaltung der Offenen Linken „Bildung und Schule in 

Ansbach im Fokus“. Vor den Teilnehmern aus Eltern-, Lehrer- und Schülerschaft machte er die 

„negative Selektion von Kindesbeinen an“ als ein Grundübel der Bildungsmisere im Freistaat aus. Die 

Dreigliedrigkeit des Schulsystems sei als „Relikt des alten Ständedenkens Zeugnis der reaktionären 

bayerischen Bildungspolitik“. Kreiselmeyer forderte einen „Paradigmenwechsel hin zum 

gemeinsamen längeren Lernen“. 

 

Die Einführung von G8 an Gymnasien sei als „Projekt zu Lasten der Schüler, Eltern und Lehrer auf 

ganzer Linie gescheitert“, belegte Kreiselmeyer anhand aktueller statistischer Erhebungen: 83% der 

Schüler gaben demnach an, „gestresst“ zu sein, 48-Stunden-Wochen seien für Schüler inzwischen 

Normalität. Jedes achte Kind müsse inzwischen Nachhilfe aufsuchen. In Bayern sind die Chancen für 

Kinder aus sozial benachteiligten Familien am Geringsten, die Hochschulreife zu erreichen. Die 

Bildungsstreiks bezeichnete er in diesem Zusammenhang als „Hilferuf in einer desolaten Situation“: 

„Die streikenden Schüler beweisen Bürgermut“.  

 

Die Offene Linke erneuerte ihr klares Bekenntnis zur wohnortnahen Grundschulversorgung in 

Ansbach: „Wir wollen die Schulen in den Stadtteilen erhalten. Das dezentrale Bildungsangebot 

Ansbachs ist ein zentraler weicher Standortfaktor“, betonte Stadtrat Boris-André Meyer und wies 

Diskussionen um Schließungen der Grundschulen in Brodswinden, Schalkhausen, aber auch in Eyb 

oder Hennenbach zurück. Heinz Kreiselmeyer regte zur Sicherung dieser Schulen unter der zu 

erwartenden demografischen Entwicklung an, die Jahrgangsstufen in der Grundschule zugunsten 

altersgemischter Gruppen aufzulösen: Das sei neben einer großen pädagogischen auch eine 

„historische Chance“ für eine „Bildungshauptstadt“ und sichere die von allen Menschen gewünschte 

wohnortnahe Schule. Die Stadt solle einen Antrag auf einen solchen Schulversuch ausarbeiten und 

sich damit an die Spitze innovativer Schulpolitik stellen. 

 

Kreiselmeyer begrüßte die wertvollen Aktivitäten des Theater Ansbach an Schulen und die positiven 

Ansätze der Montessori-Pädagogik in Ansbach. Allerdings folge die Stadt nach wie vor der 

vorgegebenen staatlichen Politik anstatt selbst aktiv einzugreifen. Es müsse „ein Ruck durch die 

Kommune gehen“. Als Ansätze nannte er den Bereich der Jugendsozialarbeit, der gebundenen 

Ganztagshaupt - und Ganztagsgrundschule als Angebotsschule und den Mut zum Schulversuch.  

Besonders wichtig seien Schritte hin zur „inklusiven Schule“, die den Schulbesuch zusammen mit 

Kindern mit Behinderung ermöglicht. 

 

Breitschwert für Sanierungsstau an Pflichtschulen verantwortlich 
Die Offene Linke kritisierte die Wortmeldung Klaus Dieter Breitschwerts im Stadtrat hinsichtlich der 

Sanierung der Berufs- und Wirtschaftsschule als „durchsichtigen Versuch der Reinwaschung von 

hausgemachten Fehlern“. Breitschwert hat in seiner Amtszeit als Bürgermeister die Pflichtschulen und 

gerade die Berufs- und Wirtschaftsschule als städtische Einrichtung „sträflich vernachlässigt“. Der 

http://www.offene-linke-ansbach.de/


entstandene Sanierungsstau muss nun in Zeiten knapper Kassen abgetragen werden, während 

Breitschwert in den fetten Jahren lieber den Bau von millionenschweren Betonpisten, wie der Süd-

Ost-Tangente vorangetrieben hat. Die Aussagen des Ansbacher CSU-Chefs müssen in den Ohren der 

Betroffenen wie blanker Hohn klingen. 

 

Eine Absage erteilte die Offene Linke Überlegungen zu sog. „Private-Public-Partnership (PPP) -

Projekten“ hinsichtlich Schulbaumaßnahmen. Die Stadt dürfe sich nicht für das kurzfristige Stopfen 

von Haushaltslöchern in Abhängigkeiten von Profitinteressen in der Bildung begeben; mittel- und 

langfristig zahlt die Allgemeinheit bei PPP immer drauf: „Ein Aldi-Klassenzimmer braucht Ansbach 

nicht.“ 

 

                   gez. Offene Linke Ansbach e.V.; der Vorstand 


